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Aufsätze
Zusammenfassung:  In der ungleichheitsforschung spricht man von einer „großen Kehrtwende“ 
der einkommensverteilung, die  seit  den siebzigerjahren  stattgefunden hat. zuerst  in den angel-
sächsischen Ländern,  dann  auch  in Westeuropa  hat  die einkommensungleichheit  zugenommen. 
In  diesem Aufsatz  wird  vor  diesem  Hintergrund  untersucht,  wie  sich  soziale  ungleichheit  auf 
politische Partizipation und politische einstellungen auswirkt. In einem ersten Analyseschritt wird 
die wachsende einkommensungleichheit in den OeCD-staaten dokumentiert. Anschließend wird 
mithilfe  von Daten  aus  dem European Social Survey  für  17 westeuropäische Demokratien  ge-








Abstract:  Research  on  social  inequality  speaks  of  a  major  change  in  the  income  distribution 
that has been taking place since the 1970s. At first, inequality in the income distribution mainly 
occurred  in Anglo-saxon countries, but  it has also been on  the  rise  in Western europe over  the 
last decades. In light of this trend, we ask how social inequality affects political participation and 
































































sende  einkommensungleichheit  und  -rigidität  in  einer  Mehrzahl  der  OeCD-staaten. 
Anschließend werden  für  17 westeuropäische Länder  die  sozioökonomischen Voraus-
setzungen politischer Partizipation analysiert. Dabei zeigt  sich, dass Wahlen weiterhin 
das verlässlichste  Instrument  sind,  eine  sozial  nur gering verzerrte politische teilhabe 





Merkmale  wie  politisches  Interesse,  Bildung  und  einkommen  als  auch Variablen  auf 
der Makroebene wie die wirtschaftliche Dynamik, die einkommensverteilung sowie der 




Alexis de tocqueville  (1959, S. 323) betrachtete den Überfluss an Land als „wichtig-
ste[n] unter allen glücklichen umständen“, die die Demokratie in Amerika begünstigten. 
Das aus seiner sicht der Demokratie innewohnende streben nach Gleichheit geriet nicht 
in Konflikt mit den Besitzverhältnissen, weil Verteilungskonflikte durch die Wanderung 
nach Westen vermieden werden konnten (tocqueville 1959, s. 325–327). Doch mit der 
Besiedlung  des  ganzen  Landes  und  der  Industrialisierung  verloren  diese  glücklichen 
umstände an Bedeutung (Dahl 1985). erst nach dem zweiten Weltkrieg entstanden für 
die westlichen Staaten erneut Bedingungen, die den Konflikt zwischen politischer Gleich-
heit und sozialer ungleichheit abfederten. Das anhaltend hohe Wirtschaftswachstum der 
Nachkriegsjahrzehnte,  der Ausbau  des  sozialstaates  und  eine  keynesianisch  geprägte 
Politik verringerten die ungleichheit der einkommen. Mehr noch, eine sozialdemokrati-
sche Umverteilungspolitik – in Kontinentaleuropa häufig auch von christdemokratischen 
Parteien  gestaltet  –  und  hohe  Lohnzuwächse  erschienen  nicht  etwa  als  Wachstums-
hemmnis, sondern als notwendiger Konjunkturmotor (Przeworski 1985, s. 209). für ein 
Vierteljahrhundert bestanden Bedingungen, die den Konflikt zwischen wirtschaftlicher 
Dynamik und Gleichheit aufzuheben schienen. Doch seit den siebzigerjahren des letzten 
Jahrhunderts hat dieser Konflikt erneut an Schärfe gewonnen.
In den ersten drei Vierteln des zwanzigsten Jahrhunderts ging die Konzentration der 
einkommen in den wirtschaftlich entwickelten staaten zurück. In dieser zeit sank über-















heit finden sich in Deutschland, Großbritannien und den USA.
Diese Befunde bestätigt eine OeCD-studie mit anderer Datenbasis. In der überwie-











und die verbleibende Mobilität findet hauptsächlich zwischen benachbarten Gruppen 
statt. Die Gefahr abzurutschen ist für Bezieher hoher einkommen ebenso gering wie die 
Wahrscheinlichkeit  von  Personen mit  niedrigem einkommen  aufzusteigen,  sodass  die 
einkommensungleichheit stabil bleibt (OeCD 2008, s. 169–170, tab. 6.5 und 6.6).
Insgesamt  lässt  sich  festhalten,  dass  in  einer  Mehrzahl  der  OeCD-staaten  die 
ungleichheit  seit  den  siebzigerjahren  zunimmt  (siehe  auch  Brandolini  u.  smeeding 
2008). In Anlehnung an die amerikanische entwicklung konstatieren Alderson u. Nielsen 
(2003) für diese Ländergruppe eine „große Kehrtwende“ der einkommensungleichheit, 
und firebaugh (2003) spricht von einer „neuen Geografie der Einkommensverteilung“: 
Während Einkommensunterschiede zwischen Staaten rückläufig sind, nimmt die inner-
staatliche ungleichheit zu. um ermessen zu können, was diese entwicklungen für die 
Demokratie  in den entwickelten staaten bedeuten, muss der zusammenhang zwischen 
sozialer ungleichheit  und  politischer  Partizipation  sowie  der Demokratiezufriedenheit 
geklärt werden. Das ist Gegenstand der folgenden empirischen Analyse.
2  Diese Aussage stützt sich auf Daten der Luxembourg Income Study (LIs): http://www.lisproject.















cen  steigt  die Wahrscheinlichkeit  politischer  Partizipation  (Brady  et  al.  1995; Gabriel 
2004). In der forschung herrscht zudem weitgehend einigkeit, dass sich nicht die unzu-




seit  einigen  Jahren  eine  gesteigerte Aufmerksamkeit  nicht  allein  für  die  individuelle 
Ressourcenausstattung,  sondern  für  die  politischen  folgen  der  einkommensverteilung 
beobachten. Bildungs- oder einkommensarm zu sein bedeutet in egalitären und inegali-
tären Ländern unterschiedliches. für das Interesse an den folgen einer ungleichen Res-
sourcenverteilung  gibt  es  zwei Gründe.  zum  einen wächst  die ungleichheit  in  vielen 
OeCD-staaten, wie oben gezeigt wurde. Das hat insbesondere in den usA zu einer fülle 
von Forschungsarbeiten geführt, die die soziale Schieflage politischer Partizipation unter-
suchen. 2002 setzte die American Political Science Association eine Arbeitsgruppe zum 
thema Demokratie und soziale ungleichheit ein, die bestehende forschungsergebnisse 
zusammengetragen  hat  (schlozman  et  al.  2005). Die  schlussfolgerung  der  Initiatoren 
lautet, dass in den usA formale politische Gleichheit durch die zunehmende materielle 
ungleichheit gefährdet wird:
the  scourge  of  overt  discrimination  against African Americans  and women  has 
been replaced by a more subtle but potent threat – the growing concentration of the 
country′s wealth, income, and political influence in the hands of the few (Jacobs u. 
skocpol 2005, s. 1).
Der  zweite Grund  für  das Wiedererstarken  der ungleichheitsforschung  ist  ein metho-













empirischen Befunde theoretisch umstritten. Aus konflikttheoretischer Sicht wird erwar-
tet, dass mit zunehmender sozialer ungleichheit eine wachsende Polarisierung politischer 
Auseinandersetzungen stattfindet und daher die Partizipationsraten aller gesellschaftli-
chen Gruppen steigen (Brady 2004). Im Gegensatz dazu argumentiert die theorie rela-
tiver Machtdifferenzen, dass politisches engagement mit wachsender ungleichheit  für 


























Wahlbeteiligung  zu  verschmerzen  ist, wenn  andere  formen  politischer teilhabe  diese 
trends ausgleichen. In der Abkehr von konventionellen formen der Partizipation drückt 
sich, so wird angenommen, weniger Distanz zur Demokratie als Regierungsform als viel-
mehr eine spezifische Unzufriedenheit mit der Parteiendemokratie aus.
zwei  Beobachtungen  stützen  diese Argumentation.  zum  einen  ist  die  prinzipielle 
zustimmung  zur Demokratie  als Regierungsform weiterhin  hoch,  auch wenn  ihre  tat-
sächliche funktionsweise kritisch beurteilt wird. Klingemann (2000, s. 266–267) spricht 
deshalb von „unzufriedenen Demokraten“. zum anderen kann die Abkehr von der Par-
teiendemokratie  als Ausdruck  eines  kritischen  Bewusstseins  der  Bürger  gelesen  wer-
137Die folgen sozialer ungleicheit für die Demokratie …
den. Gerade weil sich critical citizens stärker für Politik interessieren und die Nachteile 
herkömmlicher Politik  durchschauen,  suchen  sie  alternative Beteiligungsformen  (Nor-
ris 1999, s. 269–270). Ihr engagement verlagert sich von hierarchischen Großorganisa-




Reaktion auf Defizite der Parteiendemokratie. Was diese Perspektiven allerdings unzurei-




siebzigerjahre  erreicht,  geben  in  europäischen Demokratien  dennoch  durchschnittlich 
mehr als 70% der Wähler ihre stimme bei nationalen Parlamentswahlen ab. Alle ande-
ren politischen Beteiligungsformen werden dagegen seltener genutzt (tab. 1).4 Betrachtet 













liegt eine logistische Regression, die den Einfluss der Variablen Alter, Geschlecht, Bil-




sourcenreichen Personen höher, wobei Bildung einen stärkeren Einfluss als Einkommen 
ausübt. Der  kombinierte effekt  von Bildung und einkommen verweist  auf  ein  deutli-

























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































bestehen  dagegen  erhebliche unterschiede  in  der Beteiligungswahrscheinlichkeit. Aus 





















A B C D e f
niedrig hoch niedrig hoch niedrig hoch e/f
wählen 88,1 92,3 89,0 92,0 84,8 92,7 0,91
demonstrieren 9,1 6,2 5,7 12,0 6,5 9,4 0,69
Abzeichen tragen 8,4 8,1 6,8 11,4 7,7 12,3 0,63
Petition unterschreiben 24,0 31,0 22,9 42,8 19,7 46,8 0,42
Politiker kontaktieren 10,8 14,6 9,1 17,9 8,3 21,6 0,38
Mitarbeit in Partei 2,8 3,6 2,3 4,5 2,0 5,0 0,40
Produkt boykottieren 17,1 24,3 12,5 29,6 10,5 35,0 0,30
Mitarbeit in Organisation 12,1 16,2 9,1 23,7 6,9 24,6 0,28
wählen und mind. eine  
weitere Aktivität
16,7 25,2 13,2 33,8 10,3 39,4 0,26
Datengrundlage:  european  social  survey.  Angegeben  ist  die  vorhergesagte  Beteiligungs- 
wahrscheinlichkeit  ( predicted probability)  eines  politisch  interessierten  Mannes  mittleren 








ebenfalls wählt.  zwischen  beiden Arten  politischen engagements  besteht  kein Wider-















































sich  soziale ungleichheit  auf das Vertrauen  in Parlamente und Politiker  sowie auf die 
Demokratiezufriedenheit auswirkt. Wie sich Abb. 4 entnehmen lässt, weichen die unter-












andererseits. In beiden Fällen besteht ein signifikanter negativer Zusammenhang zwi-
schen den aggregierten Daten (Demokratiezufriedenheit: r = −0,72; p = 0,001; n = 17/Ver-
trauen r = −0,79; p = 0,000; n = 17).
Beide Abbildungen legen nahe, dass Kontexteffekte bestehen, die die einstellung der 
Befragten beeinflussen. Die Beobachtungen sind nicht unabhängig voneinander, sondern 
werden durch die Länderzugehörigkeit der Befragten beeinflusst. Eine Regression, die 
dies nicht beachtet, überschätzt die Signifikanz, weil die Standardfehler die hierarchi-
sche struktur der Daten nicht berücksichtigen. Mit Hilfe des Intraklassen-Korrelations-




Einfluss von Individual- und Gruppenmerkmalen berücksichtigen zu können, wird des-





Abb.  5:  ungleichheit, Demokratiezufriedenheit  und Vertrauen  ( Datengrundlage:  european social  survey). 










Regressionskonstante  zwischen  ihnen variiert  ( random intercept). Modell  1  betrachtet 
lediglich Variablen auf der  Individualebene. ein höherer Bildungsgrad und überdurch-
schnittliches einkommen,  aber  auch Religiosität  und politisches  Interesse wirken  sich 


























dualebene überrascht es nicht, dass die meisten Koeffizienten signifikant sind, da die Standard-
fehler desto kleiner sind, je größer die fallzahl ist. schätzt man eine Regression mit denselben 
Variablen  für  jedes einzelne Land,  erweisen  sich Religiosität und politisches  Interesse  in 16 
Ländern als signifikant. Aber auch das Haushaltseinkommen und der Bildungsgrad sind in 9 
von 17 Ländern mindestens auf dem Fünf-Prozent-Niveau signifikant. Arbeitslosigkeit und das 
Geschlecht sind dagegen in den meisten Ländern keine signifikanten Prädiktoren. Stärker als 
auf die Signifikanz kommt es daher auf die Größe des Effekts an (siehe Abb. 7).
 Da der Koeffizient des Interaktionsterms bei zentrierten Variablen lediglich den Zusammenhang 
für die mittlere Konsensorientierung angibt, wird in Abb. 6 der zusammenhang für die gesamte 
spannbreite des Lijphart-Indexes dargestellt. für die sechs Länder am konkordanzdemokrati-
schen Ende des Spektrums lässt sich kein statistisch signifikanter Effekt feststellen.
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Tab. 4:  Vertrauen in Parlamente und Politiker in 17 europäischen Ländern



























































































































ebene I 0,29 0,11 0,15 0,15















dem  gleichsten  Land  unterscheidet  sich  die  Demokratiezufriedenheit  eines  Befragten 
unter  sonst  gleichen Bedingungen um 1,5 skalenpunkte. Auch bei  der Demokratiezu-
friedenheit zeigt sich, dass der effekt einer stimmabgabe für die Opposition durch das 
politische System modifiziert wird. In Mehrheitsdemokratien wie Großbritannien oder 
frankreich ist der Wahlverlierereffekt besonders ausgeprägt, während er in stark konsens-
orientierten Ländern wie Belgien oder der Schweiz insignifikant ist (Abb. 6). Wie beim 
Institutionenvertrauen lässt sich auch hier nicht bestätigen, dass „Linke“ in ungleichen 
Ländern besonders unzufrieden sind. Der Interaktionsterm wird für keinen vorliegenden 
Wert des Gini-Koeffizienten signifikant.
Da sich die Erklärungskraft der Variablen nicht ohne weiteres aus den Koeffizienten 
der Regressionstabellen ablesen lässt, werden die signifikanten Variablen in Abb. 7 stan-
dardisiert dargestellt. In beiden fällen erweisen sich die wirtschaftliche Dynamik sowie 
die einkommensverteilung als besonders erklärungskräftig. erst an dritter stelle folgen 
Variablen  der  Individualebene. Mit  der  Konsensorientierung  hat  eine  weitere Makro-
variable  einen  substanziellen effekt  auf die beiden abhängigen Variablen. sowohl das 















































































































































ebene I 0,47 0,32 0,25 0,25









sind  (a)  zufriedener mit  der  funktionsweise  der  Demokratie;  (b)  vertrauen  stärker  in 
Parlamente und Politiker; (c) wählen häufiger und (d) nutzen unkonventionelle Betei-
ligungsformen stärker. Menschen mit hoher sozioökonomischer Ressourcenausstattung 










rung: Abgebildet sind der marginale Effekt von „Wahlverlierer“ und das 95%-Konfidenzintervall. Die zugrunde 
liegenden Daten wurde mit der software von shacham (2009) berechnet. Sind die Werte des Konfidenzinter-
valls beide positiv oder beide negativ, ist der Zusammenhang statistisch signifikant.)
150 A. schäfer
Abb. 7: Effektstärke der signifikanten Variablen aus Tab. 4 und 5 (standardisierte Koeffizienten) ( Erläuterung: 












zelne benachteiligte Gruppen auflegt. In einem solchen Klima unterstützen Wähler ledig-










über  aussagen, wie  sich  eine zunahme  der ungleichheit  im zeitverlauf  auswirkt.  für 







































dringen  (Verba et  al. 1995, s. 11). Gilens  (2005) weist  für die usA nach, dass, wenn 
Interessenkonflikte zwischen armen und reichen Bevölkerungsteilen bestehen, politische 














































A Österreich 0,27 33.700 1,9 0,26
B Belgien 0,27 32.119 1,7 1,42
CH schweiz 0,28 35.633 0,6 1,87
D Deutschland 0,30 29.461 1,4 0,23
DK Dänemark 0,23 33.973 1,9 1,45
e spanien 0,32 27.169 2,5 −0,59
f frankreich 0,28 30.386 1,6 −0,93
fin finnland 0,27 32.153 2,5 1,66
GB Großbritannien 0,34 33.238 2,5 −1,39
GR Griechenland 0,32 22.205 2,6 −0,74
I Italien 0,35 28.180 1,3 1,16
IRL Irland 0,33 48.524 6,2 0,12
L Luxemburg 0,26 69.961 5,4 0,29
N Norwegen 0,28 41.420 2,7 0,92
NL Niederlande 0,27 32.684 1,9 1,16
P Portugal 0,42 20.410 2,1 0,36
s schweden 0,23 35.525 2,1 1,04
gewichteter 
Durchschnitt






wahrscheinlichkeit  der  Befragten  gewichtete  ergebnisse.  Wird  die  Ländergruppe 
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